
Strafvollzugsrecht
 (13)

Dr. Michael Kilchling



Vorlesung Strafvollzug WS 2007/08 Seite 2

Außenkontakte

• Bedeutung von Außenkontakten

– § 3 Abs. 1, Angleichungsgrundsatz: Ermöglichung von 
Kommunikation und Benutzung aller Kommunikations- 
formen

– § 3 Abs. 2, Begrenzung schädlicher Wirkungen: 
Desintegration und Zerbrechen von Beziehungen sind zu 
vermeiden

– § 3 Abs. 3, Eingliederungsgrundsatz: Aufrechterhaltung 
von Kontakten etc. als Voraussetzung für Wiederein- 
gliederung
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Außenkontakte

• § 23 S. 1: Recht der Gefangenen auf Verkehr mit Personen 
außerhalb der Anstalt

• § 23 S. 2: Verpflichtung der Anstalt, den Verkehr mit Personen 
außerhalb der Anstalt zu fördern

• Das Recht auf Kommunikation mit externen Personen ergibt sich 
i.ü. bereits aus Art. 2 Abs. 1 GG (BVerfG, ZfStrVo 1996, S. 175)
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Außenkontakte

• Intramurale Kommunikationsformen:
– Empfang von Besuchen, §§ 24 ff.
– Schriftwechsel, §§ 28 ff.
– Ferngespräche und Telegramme, § 32
– Paketempfang, § 33

• Extramurale Kommunikationsformen:
– Vollzugslockerungen, § 11
– Hafturlaub, § 13
– Lockerungen zur Entlassungsvorbereitung, § 15
– Urlaub, Ausgang, Ausführung aus wichtigem Anlass, § 35
– Urlaub, Ausgang, Ausführung zur Wahrnehmung von 

Gerichtsterminen, § 36
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Briefwechsel

• § 28 Abs. 1: Recht auf Briefwechsel
– unbeschränktes Absenden
– unbeschränktes Empfangen

• Prinzipiell unbegrenzt: Zahl, Umfang der Briefe sowie der Kreis 
der Briefpartner

• Briefverkehr zwischen Gefangenen?
– § 28 entsprechend
– § 4 Abs. 2 S. 2
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Briefinhalt

• Beilage von Zeitungsausschnitten
– Bestandteil des Briefes

• Umfangreiche Beilagen (ohne Bezug zum brieflichen 
Austausch)

– § 33

• Informationsmaterial
– § 68 Abs. 1

• Im übrigen
– §§ 70, 83 Abs. 1
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Material und Kosten

• Material (Papier, Schreibgerät) wird von der Vollzugsanstalt 
gestellt

• Gefangener hat ein Recht auf Benutzung eigenen 
Briefpapiers

• Kosten des Briefverkehrs: 
» Verpflichtung zur Übernahme durch die Anstalt, falls 

Gefangener nicht dazu in der Lage ist?
» VV 2 zu § 28: Die Kosten des Schriftverkehrs trägt der 

Gefangene. Die Anstalt kann sie in begründeten 
Fällen übernehmen
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Vermittlung durch die Anstalt

• § 30 Abs. 1: Briefwechsel wird durch die Anstalt vermittelt

• § 30 Abs. 2: unverzügliche Weiterleitung

• § 30 Abs. 3: eingehende Schreiben sind unverschlossen zu 
verwahren oder verschlossen zur Habe zu geben
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Beschränkungen des Briefwechsels

• Untersagung des Briefverkehrs mit bestimmten Personen

• Überwachung des Briefverkehrs

• Anhalten von einzelnen Schreiben
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Generelle Untersagung

• § 28 Abs. 2: Generelle Untersagung des brieflichen Verkehrs mit 
bestimmten Personen

– Gefährdung der Sicherheit und Ordnung
– Befürchtung schädlichen Einflusses auf den Gefangenen 

oder Behinderung der Resozialisierung
» Gilt nicht bei Angehörigen
» Schutz des Angehörigenverkehrs durch Art. 6 GG 
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Überwachung des Briefwechsels

• § 29 Abs. 3: im Übrigen darf der Schriftwechsel überwacht 
werden

» soweit für Behandlung oder Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt erforderlich

» keine Verpflichtung zur Überwachung

• Ausgenommen von Überwachung (§ 29 Abs. 1 u. 2)
» Schriftwechsel mit Verteidiger (Ausnahme in 

Terrorismusfällen, vgl. § 29 Abs. 1 S. 2 u.3, § 148 
StPO)

» Schreiben an Parlamente, EGMR, Kommission für 
Menschenrechte, Antifolter-Kommission, 
Datenschutzbeauftragte, Schriftwechsel mit 
Anstaltsbeiräten (vgl. § 164 Abs. 2 S. 2) 
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Beschränkung im Einzelfall

• § 31: Anhalten von Schreiben
– Gefährdung des Vollzugsziels oder der Sicherheit und 

Ordnung der Anstalt
– Weitergabe in Kenntnis des Inhalts verwirklicht 

Straftatbestand
– grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellung der 

Anstaltsverhältnisse
– grobe Beleidigungen
– Gefährdung der Eingliederung anderer Gefangener
– ohne zwingenden Grund in fremder Sprache, 

unverständlich etc.
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Verhältnis § 28 Abs. 2 und § 31 

• § 31 weniger eingreifend

• Unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten ist deshalb immer zu 
prüfen, ob nicht Maßnahmen nach § 31 ausreichen
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Verhältnis § 28 Abs. 2 und § 31 

• OLG Koblenz ZfStrVo 1979, S. 250 

• Einem wegen Heiratsschwindel vorbestraften Gefangenen wird 
der Briefkontakt mit verschiedenen Frauen generell untersagt

• Schutz vor krimineller Selbstgefährdung

• Schutz der Frauen als potenzielle Opfer weiterer Straftaten des 
Gefangenen (§ 2 S. 2)
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Anhaltegrund 1

• Gefährdung des Vollzugsziels, Sicherheit und Ordnung

– Fortentwicklung einer kriminellen Vergangenheit
– Erörterung von Ausbruchsplänen
– Aufruf zu gewalttätigen Aktionen
– Rechtsextremistischer/antisemitischer Inhalt 
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Anhaltegrund 2

• Weitergabe wäre Straftat/Ordnungswidrigkeit

– Schutz der Bediensteten
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Anhaltegrund 3

• Grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen der 
Anstaltsverhältnisse

– Schutz der Vollzugsbehörde vor Angriffen
– Enge Interpretation ('grob', 'erheblich')
– Wahrheitskern nicht mehr erkennbar (erheblich 

entstellend) oder schlicht unwahr (grob unrichtig)
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Anhaltegrund 4

• Grobe Beleidigungen

– "Reichsparteitags-OLG" in einem Brief an die Verlobte
– Zweimal vor dem BVerfG: StV 1993, S. 600, ZfStrVo 1995, 

S. 302
– Bedeutung des Art. 5 GG verkannt
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Art. 2, 5 u. 6 GG

• StVollzG als allgemeines Gesetz i.S.v. Art. 5 Abs. 2 GG
– Grundrechtsbeschränkende Gesetze müssen im Licht des 

beschränkten Grundrechts ausgelegt und angewandt 
werden

– Abwägung zwischen Meinungsfreiheit und anderen 
Rechtsgütern; Verbot der Zensur

– bei Ehegatten zudem Art. 6 zu beachten: Gefangene sollen 
auch die Möglichkeiten zu ungestörtem, "rückhaltlosem" 
Austausch mit engsten Familienangehörigen haben; hierzu 
zählen auch emotionale und verzerrende Schilderungen und 
Wertungen 

– Deshalb: zwar Kontrolle, aber Einschränkung der Wahr- 
nehmung der Beleidigung (beleidigungsfreie Privatsphäre) 

» Aufhebung der Vertraulichkeit
» Briefkontrolleur soll bewusst getroffen werden 
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Art. 2, 5 u. 6 GG

• Schutz gilt auch für externen Kommunikationspartner
– BVerfG, StVert 1994, S. 434 ff.
– Jurastudentin bezeichnet Vollzugsbedienstete in Brief an 

Gefangenen als "Kretins", "Schwachsinnige", "Perverse", 
"KZ-Aufseher"

– Der Einzelne hat das Recht auf eine Privatsphäre, in der er 
ohne Furcht vor staatlichen Sanktionen mit Personen seines 
Vertrauens verkehren kann

– Der Schutz dieser beleidigungsfreien Privatsphäre geht 
durch die – zulässige – staatliche Überwachung nicht 
verloren

– Der vertrauliche Charakter entfällt auch nicht schon 
deswegen, weil der Verfasser von der Briefkontrolle weiß
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Anhaltegrund 5

• Gefährdung der Eingliederung eines anderen Gefangenen

– Schutz der Mitgefangenen (intern, extern)
– Erörterung der Angelegenheiten anderer Gefangener mit 

Namen und Anschrift 
– Verbreitung von Informationen über Mitgefangene 
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Anhaltemodalitäten

• § 31 Abs. 3
– Information des Gefangenen über die Maßnahme (S. 1)
– Rückgabe an Absender oder behördliche Verwahrung (S. 2)
– Angehaltene Schreiben mit sicherheitsrelevanten Informationen 

dürfen vernichtet werden (VV Nr. 3 m. Verweis auf § 83 Abs. 4)

• Sonderfall § 31 Abs. 2
– Anhaltegrund gem. Abs. 1 Nr. 3
– Gefangener kann auf Absendung bestehen
– Begleitschreiben der Anstalt

• Entsprechende Anwendung von § 31 Abs. 3 auf Sendungen, die 
entgegen § 29 Abs. 2 eingehen.

• Privilegierung gem. § 29 Abs. 1 u. 2 sperrt auch § 31 (§ 31 Abs. 4)
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E-mail?

• Nicht explizit geregelt

• Kommunikationsförderungspflicht, § 23 S. 2

• Angleichungsgrundsatz, § 3 Abs. 1

• Subsumierbarkeit unter die §§ 28 ff.

• Voraussetzung für die Zulassung: Kontrollierbarkeit 
– Personelle Beschränkung des Nutzerkreises
– E-mail-Programme ohne direkten WWW-Zugang
– Lesen u. Schreiben im offline-Modus ermöglicht vorherige 

Inhaltskontrolle
– Empfänger-/Absenderkontrolle problematisch (gilt aber generell)

• Einzelne Pilotprojekte (www.planet-tegel.de), Praxis noch restriktiv
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Pakete

• § 33: Recht auf Paketempfang
– drei Mal jährlich (Nahrungs- u. Genussmittel)
– Sicherungsverwahrte zusätzl. 1 Paket pro Quartal
– weitere Pakete nach Ermessen
– Pakete mit anderem Inhalt nach Ermessen
– Ausschluss bestimmter Waren/Gegenstände entspr. § 22 Abs. 2
– Konkretisierung durch VV
– weitere Konkretisierung durch landeseigene 

Ausführungsbestimmungen (Positiv-/Negativlisten)
– keine Selbstbindung durch ein- oder mehrmals geübte Praxis
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VV zu §
 

33

1 (1) Der Empfang eines Paketes ist zugelassen zu Weihnachten, zu 
Ostern und zu einem von dem Gefangenen zu wählenden weiteren 
Zeitpunkt (z.B. Geburtstag). 

(2) Einem Gefangenen, der nicht einer christlichen 
Religionsgemeinschaft angehört, kann anstelle des Weihnachts- und 
des Osterpaketes der Empfang je eines Paketes aus Anlass eines hohen 
Feiertages seines Glaubens gestattet werden. 

2 (1) Einschließlich der Verpackung darf das Gewicht des 
Weihnachtspaketes fünf Kilogramm, der beiden übrigen Pakete jeweils 
drei Kilogramm nicht übersteigen. 

(2) Ein Paket darf Alkohol und andere berauschende Mittel in jeder Form 
sowie Medikamente und Tabletten nicht enthalten. 

(3) In den Fällen einer ärztlichen Anordnung nach § 22 Abs 2 StVollzG 
darf der Inhalt des Paketes nur nach Anhörung des Arztes ausgehändigt 
werden. 
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VV zu §
 

33

3 Die Erlaubnis zum Empfang sonstiger Pakete kann namentlich für die 
Zusendung von Unterrichts- und Fortbildungsmitteln, 
Entlassungskleidung und Gegenständen für die Freizeitbeschäftigung 
erteilt werden. 

4 Jedes Paket soll ein Inhaltsverzeichnis enthalten und den Absender 
erkennen lassen. (…)

5 (1) Das Paket soll innerhalb eines Zeitraumes von zwei Wochen vor 
oder nach den in Nummer 1 genannten Zeitpunkten eingehen. 
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VV zu §
 

33

5 (2) Die Anstalt kann die Annahme eines Paketes, das zur Unzeit (Absatz 
1) oder mit Übergewicht eingeht oder dessen Empfang nicht zugelassen 
ist, – gegebenenfalls bereits auf dem Postamt – verweigern. Sie teilt 
dem Gefangenen die Annahmeverweigerung und den Grund dafür mit. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für ein Paket, das einem ausländischen 
Gefangenen nicht aus dem Geltungsbereich des Strafvollzugsgesetzes 
zugesandt wird. Wird das Höchstgewicht überschritten oder ist das 
Paket nicht zugelassen, kann der Mehrinhalt oder der Inhalt dem 
Gefangenen ausgehändigt werden, wenn dieser mit der Zuführung eines 
dem Wert entsprechenden, von der Anstalt festgesetzten Betrages aus 
dem Hausgeld zum Überbrückungsgeld oder Eigengeld einverstanden 
ist. Andernfalls ist der Mehrinhalt oder der Inhalt des Paketes zur Habe 
des Gefangenen zu nehmen, soweit er nicht mit dessen Zustimmung 
anderweitig verwendet oder soweit nicht nach § 83 Abs. 3 StVollzG 
verfahren wird. 
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VV zu §
 

33

6 (1) Ein Gefangener, der kein Paket erhält, darf zum Ausgleich 
Nahrungs- und Genussmittel einkaufen. (…) 

(2) Geht für einen Gefangenen nach dem Ersatzeinkauf in dem in 
Nummer 5 Abs, 1 bestimmten Zeitraum ein Paket ein, ist es ihm 
auszuhändigen, wenn er mit der Zuführung des gleichen Betrages, 
den er für den Ersatzeinkauf verwendet hat, aus dem Hausgeld 
zum Überbrückungsgeld oder Eigengeld einverstanden ist. 
Andernfalls ist das Paket zurückzusenden. Nummer 5 Abs. 3 bleibt 
unberührt. 

7 (1) Der Paketinhalt wird auf verbotene Gegenstände durchsucht. 
Liegt ein Inhaltsverzeichnis bei, ist die Vollzähligkeit zu prüfen; 
Abweichungen sind auf dem Verzeichnis zu vermerken. 

(2) Der Gefangene hat den Empfang des Paketes schriftlich zu 
bestätigen. 
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VV zu §
 

33

8 Die Kosten des Paketverkehrs trägt der Gefangene. Ist er dazu 
nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten 
Fällen in angemessenem Umfang übernehmen. 

9 Der Gefangene soll alsbald nach der Aufnahme durch 
Aushändigung eines Merkblattes über die Möglichkeit, Pakete zu 
empfangen und zu versenden, unterrichtet werden.
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Pakete
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Pakete
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Pakete
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Ermessensbindung?

• Der Ast. befindet sich zur Zeit in Sicherungsverwahrung, deren Ende 
auf den 7. 5. 2000 datiert ist. In der Zeit vom 21. 11. 1991 bis zum 7. 
12. 1995 war er in der JVA A. untergebracht. Danach wurde er in die 
JVA B. verlegt.

• Mit Bescheid vom 14. 6. 1996 lehnte die Antragsgegnerin, die JVA B., 
den Antrag des Untergebrachten ab, ihm den Empfang von insgesamt 
15 Paketen pro Jahr in der Anstalt zu erlauben. Der Untergebrachte 
hatte begehrt, zusätzlich zu den gemäß § 33 Abs. 1 StVollzG 
vorgesehenen 3 Paketen jährlich weitere 12 Pakete erhalten zu 
dürfen und dabei geltend gemacht, diese Erlaubnis sei ihm für die Zeit 
der Unterbringung in der JVA A. erteilt worden. In ihrem Bescheid hat 
die Antragsgegnerin die Erlaubnis von zusätzlichen 4 Paketen jährlich 
erteilt und auf eine entsprechende Verfügung aus dem Jahre 1987 
hingewiesen.
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Ermessensbindung?

• OLG Celle, Beschluss vom 28.10.1996, NStZ 1997, S. 256

• Die nach § 33 Abs. 1 S. 3 StVollzG erteilte Erlaubnis, weitere Pakete 
zu empfangen, beinhaltet in aller Regel keine für die gesamte Haftzeit 
geltende Dauererlaubnis. Allein der Umstand, dass der Gefangene in 
einer anderen Vollzugsanstalt jährlich 15 Pakete erhalten durfte, 
bindet deshalb die nach einer Verlegung nun zuständige 
Vollzugsanstalt nicht.
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Ferngespräche

• § 32: Ermessensregelung
– Kann auf Fälle besonderer Dringlichkeit beschränkt werden
– Z.B. dringende Anwaltssachen

– Nur wenn zweifelsfrei feststeht, dass der Gesprächspartner 
tatsächlich der Verteidiger ist; Grundsätze der §§ 27 Abs. 3, 29 
Abs. 1 S. 1 gelten insoweit nur eingeschränkt 

– Familiäre Krisen
– Gefangene im geschlossenen Vollzug
– Ausländische Gefangene, wenn Angehörige im Ausland leben und 

die Besuchsmöglichkeiten daher erschwert sind
– Räumliche Entfernung kann auch bei deutschen Gefangnen relevant 

sein; ebenfalls die Reisemöglichkeit/-fähigkeit von Angehörigen 
– Im Antrag müssen Gefangene zunächst mitteilen, mit wem sie 

telefonieren möchten 
– In bestimmten Fällen Dauertelefongenehmigungen möglich
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Ferngespräche

• § 32
– Nur in anstaltseigenen Festnetzsprechzellen
– Zugangszeiten in Hausordnung geregelt
– Striktes Handyverbot; insoweit nicht einmal Anspruch auf 

Ermessensausübung (OLG Hamburg, ZfStrVo 1998, S. 377, NStZ 
1999, S. 638)

– Zielnummernkontrolle
– Akustische Überwachung (enstpr. Besuchsüberwachungsregeln)
– Information der überwachten Gesprächsteilnehmer
– Ggf. Gesprächsabbruch (§ 32 S. 2 i.V.m. § 27 Abs. 2)
– Keine Speicherung von Verbindungsdaten u. Gesprächsinhalten 
– VV: Kosten trägt grds. der Gefangene; in begründeten Fällen 

Übernahme durch die Anstalt in angemessenem Umfang
– Abwicklung in der Praxis durch (guthabenbasierte) Telefonkarten 
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Besuche

• European Prison Rules
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Besuche

• § 24: Recht auf Besuch
» VV Keine Pflicht, (bestimmte) Besucher zu sehen

• Beschränkung gem. § 24 Abs. 1 S. 2: mindestens 1 Stunde
» Einzelheiten regelt die Hausordnung 

(§ 161 Abs. 2 Nr. 1)

• Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 24 Abs. 2 ist weiterer 
Besuch regelmäßig zu gestatten

» Förderung der Behandlung
» Förderung der Eingliederung
» Erledigung von geschäftlichen, persönlichen 

Angelegenheiten
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Unterschiedliche Behandlung

• § 24 Abs. 2 lässt eine unterschiedliche Besuchsregelung für 
Gefangene aus der Perspektive des Erhalts und der Förderung 
familiärer Beziehungen zu (Art. 6 GG)

(Familien-) Langzeitbesuche
Teilweise gibt es Familienbesuchsräume
Verheiratete Gefangene dürfen bevorzugt werden (OLG 

Dresden, NStZ 1998, S. 159)  
Allerdings ist dabei nicht allein auf den Familienstand, sondern 

auf die Förderung der tatsächlichen Beziehungen abzustellen 
(für das Bsp. elterlicher Beziehungen OLG Bamberg, NStZ 
1995, S. 304)
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Einschränkungen des Besuchsrechts

• Besuchsverbot, § 25

• Durchsuchung
» der Besucher gem. § 24 Abs. 3
» des Gefangenen gem. § 84 Abs. 3

• Überwachung des Besuchs, § 27

• Besuchsabbruch,  § 27 Abs. 2
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Besuchsverbot

• § 25: Voraussetzungen wie bei Untersagung des Schriftwechsels
1. wenn die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde,
2. bei Besuchern, die nicht Angehörige des Gefangenen im Sinne 

des Strafgesetzbuches sind, wenn zu befürchten ist, dass sie 
einen schädlichen Einfluß auf den Gefangenen haben oder 
seine Eingliederung behindern würden.
Beachte OLG Nürnberg, NStZ 1999, S. 376: minderjähriges 
Missbrauchsopfer; Einschränkung des Angehörigenprivilegs "im 
Interesse kollidierenden Verfassungsrechts"

• Besuchsverbot ist „ultima ratio“

• Verhältnismäßigkeitsprinzip: zu prüfen ist, ob ausreichend sind
» Überwachung des Besuchs
» Durchsuchung 
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Beispiele für Besuchsverbot

• Besuchsverbot bei Rechtsextremisten:

für außenstehende Personen, die zur rechten Szene gehören und 
nicht Angehörige des Gefangenen sind

• Besuchsverbot bei Drogenstraftätern/ehem. Drogenabhängigen:

für außenstehende Personen, die Mitglieder der Drogenszene 
sind, in der der Gefangene damals verkehrte
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Durchsuchung

• Besuch kann von der Durchsuchung des Besuchers abhängig 
gemacht werden, § 24 Abs. 3

– nicht erzwingbar, bei Ablehnung der Durchsuchung: 
Ablehnung des Besuchs

• Durchsuchungstechnik:
– Sonden, Abtasten, Sicherheitsschleuse
– keine mit völliger Entkleidung verbundene körperliche 

Durchsuchung des Besuchers
– anders bei Gefangenen:

» vor Besuch im Einzelfall (§ 84 Abs. 2 S. 1; vgl. BVerfG, NJW 
2004, S. 1728 = NStZ 2004, S. 227)

» nach Besuch generell (§ 84 Abs. 3; seit 1998)  
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Besuchsüberwachung

• § 27
– Die Besuche dürfen aus Gründen der Behandlung oder der 

Sicherheit oder Ordnung der Anstalt überwacht werden,...

• § 27 Abs. 1 S. 1 u. 2:
– visuelle Kontrolle (Überwachung des Besuchs)
– akustische Kontrolle (Überwachung der Unterhaltung)

• Akustische Überwachung nur in unerlässlichen Ausnahmefällen 
(§ 27 Abs. 1 S. 2: "im Einzelfall")

• Voraussetzung: ein auf konkreten Anhaltspunkten beruhendes 
Missbrauchsrisiko
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Generelle Überwachungsanordnungen

• Für akustische Kontrollen unzulässig
– konkretes Missbrauchsrisiko verlangt

• Für visuelle Überwachung
– Individualisierungsgebot
– Angleichungsgrundsatz
– für zulässig erachtet in Hochsicherheitsgefängnissen
– im Übrigen Differenzierung nach Räumlichkeiten mögl.

» Gemeinschaftsbesuchsräume: ja
» Einzelbesuchsräume: nein

Beachte: Einzelbesuchsräume fallen nicht in den 
Schutzbereich des Art. 13 GG
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Besuchsabbruch

• § 27 Abs. 2
– bei Verstößen gegen Vollzugsvorschriften oder 

Anordnungen durch
» Gefangene
» Besucher
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Verhalten bei Besuchen

• § 27 Abs. 4 S. 1: Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit 
Erlaubnis übergeben werden.

• Verstöße: 
– Für den Gefangenen disziplinarrechtlich relevantes Verhalten
– Für den Besucher Ordnungswidrigkeit gem. § 115 OWiG
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